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Die preussische Einkommensteuer and die Mahl- und 

Schlachtsteuer. 



Von Prof. Dr. C. 6. Krieg in Berlin. 



Zweiter Artikel. 

In der Abhandlung über die Ergebnisse der preussischen 
Einkommen - Steuer (XL Bd. S. 361—420 dieser Zeitschrift) 
ist näher ausgeführt worden, wie diese Steuer gleich bei ihrer 
Einführung günstige finanzielle Resultate gehabt hat, wie dieselben 
sich schon in den ersten Jahrzehnten ihres Bestehens wesentlich 
verbesert haben, und durch weitere Vervollkommnung ihrer 
Form ohne Zweifel noch viel befriedigender gemacht werden 
können. Dennoch ist es von Wichtigkeit, sich zu vergegen- 
wärtigen, welches Ziel die Regierung sich in den Jahren 1847 
bis 1850 bei dem Vorschlage dieser Maassregel gesteckt hatte. 
An und für sich betrachtet, ist die Einkommensteuer ohne Zweifel 
eine neue Last, gegen deren Uebernahme die Regierung der 
Nation damals die Erlangung anderer dauernder Vorlheile in 
Aussicht stellte. Vor allen Dingen sollte die Mahl- und 
Schlacht-Steuer aufgehoben und die Klassensteuer 
von der ganzen Bevölkerung des Staats ohne alleAusnahme 
erhoben werden. Es wäre sehr zu bedauern, wenn dieses Ziel 
aus den Augen verloren werden sollte. Die Nachtheile der 
Mahl- und Schlacht-Steuer, einer Steuer von den unentbehrlich- 
sten Lebensmitteln in den grösseren Städten, in welchen 
sich nach den natürlichen Bedingungen der Verkehrsentwicklung 
grosse Massen von Handarbeitern zusammendrängen, — sind von 
verschiedenen Seiten so ausführlich erörtert, und insbesondere 
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von der Regierung selbst bei der Vorlage des Gesetzentwurfes 
über die Einführung der Einkommensteuer so unumwunden an- 
erkannt und so schlagend dargethan worden, dass es genügt, 
hierauf zu verweisen l ). Wir wollen nur hinzufügen, dass die 
bedeutende Steigerung der Getreide- und Fleischpreise in den 
letzten Jahren gewiss eine dringende Veranlassung giebt, die 
Frage wieder aufzunehmen. Ein Zurückgehen der Preise auf 
den früheren Stand ist im Hinblick auf die Ursachen dieser Stei- 
gerung — Zunahme der Bevölkerung und vermehrte 
Ausfuhr dieser Erzeugnisse nach dem Auslande — schwerlich 
zu erwarten, und mit Rücksicht auf die Entwicklung der Land- 
wirtschaft vielleicht nicht einmal zu wünschen. Um so sorg- 
fältiger sollte indess jede künstliche Vertheurung der Lebens- 
mittel vermieden, oder wenn sie besteht, beseitigt werden. 

Von grösserem Nutzen als die Wiederholung der für Auf- 
hebung der Mahl- und Schlachtsteuer sprechenden Gründe dürfte 
die Erörterung der Schwierigkeiten sein, welche der Aus- 
führung dieser Maassregel und der allgemeinen Anerkennung der 
Nachtheile dieser Steuern bisher vorzugsweise im Wege standen. 
Es sind 3 verschiedene Ursachen, denen die Beibehaltung der 
Mahl- und Schlachtsteuer trotz aller Angriffe und gegen sie 
vorgebrachten GrUnde beigemessen werden muss. 



1) Wir machen insbesondere auf die von der Regierung in den Motiven 
zum Gesetzentwurf von 18 w /» (N. 172 der Actenstücke der 2len Kammer) 
gegebene Darstellung und auf den von der Finanz-Kommission der 2tcn 
Kammer über den Gesetzentwurf erstatteten Bericht Camphausens (N. 454) 
aufmerksam. Jn den Regierungsmotiven ist S. 9 dargethan, dass eine aus 
5 Köpfen bestehende Arbeiterfamilie in Berlin an Mahl- und Schlachtsteuer 

mindestens 6 Rthlr. 22 Sgr. 

zu entrichten habe, während sie an Klassene'euer höchstens 1 Rthlr. 15 Sgr. 

also 5 Rthlr. 7 Sgr. 
weniger aufzubringen haben würde. Ebendaselbst wird S. 10 bestätigt, 
dass die sehr oft vernommene Ansicht, dass das Brot und Fleisch nach Auf- 
hebung der Steuer nicht wohlfeiler sein werde, durch die Erfahrung 
hinreichend widerlegt sei. Vergleiche auch über diese Frage den 
Aufsatz des Verfassers über die Mahl- und Schlachtsteuer etc. in Rau's und 
Hanssen's Archiv, K. F. Band 8. S. 180 ff. 
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1) Die grössere Einträglichkeit derselben für den Staat, 
im Vergleich zur Klassensteuer. 

2) Die Schwierigkeiten der Veranlegung der K 1 a s- 
sen Steuer in den grossen Städten. 

3) Die Bedeutung, welche die Mahl- und Schlachtsteuer 
für den Kommunal-Haushalt der grösseren Städte hat. 

Wir wollen uns bemühen, die Mittel zur Beseitigung jeder 
dieser Schwierigkeiten der fieihe nach anzugeben. 

Für die Staatskasse ist die Mahl- und Schlachtsteuer 
freilich einträglicher als die Klassensteuer, welche an ihre Stelle 
zu treten haben würde. Nach den Ergebnissen des Jahres 1853 
betrug die Klassensteuer im Durchschnitt des ganzen Staates 
vom Kopfe der Bevölkerung 16 Sgr. , dagegen die Mahl- und 
Schlachtsteuer zusammen 1 Bthlr. 11 Sgr. 3 Pf., also mehr als 
das Doppelte '). 

Wenn auch die Klassensteuer in den grösseren Städten 
einen höheren Betrag per Kopf ergeben würde als im Durch- 
schnitt des ganzen Staates, so ist doch kein Zweifel, dass die 
Staatskasse bei dem Urntausch heider Steuern zunächst einen 
Verlust von 1 bis l'/ 2 Millionen Thalern erleiden würde. 

Dem gegenüber ist indess festzuhalten, dass die Staatskasse 
durch Einführung der Einkommensteuer über 2'/i Millionen ge- 
wonnen hat, also — wofern die Regierung sich wieder auf den 
in den Jaliren 1847—50 behaupteten Standpunkte stellte, — 
noch immer über eine bei dieser Reform nicht gesuchte Mehr- 
einnahme von 1 Million zu anderweitiger Erleichterung der 
Steuerlast zu verfügen haben würde. Wir müssen wünschen, 
dass es der Regierung recht bald möglich sein werde, diesen 
ursprünglichen Standpunkt wieder einzunehmen. Da sich indess 
inzwischen vielmehr das Bedürfniss einer noch ferneren Ver- 
mehrung der Einnahmen herausgestellt und die einstweilige 
Erhebung eines Zuschlages noth wendig gemacht hat, so dürfte 
es freilich nicht genügen, auf die früheren Absichten der Re- 
gierung zu verweisen. Wir halten es indess auch nicht für 
überflüssig, daran zu erinnern. 



1) Siehe Mittheilungen des statistischen Bureaus. Jahrg. 1854. S. 207. 
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Abgesehen von dem, was früher beabsichtigt wurde und 
erreichbar war, ist hervorzuheben , dass gegenwärtig ein Zu- 
schlag zur Klassen- und Einkommensteuer für den Zeitraum von 
l'/i Jahren bewilligt ist, dessen Erhebung von der Regierung 
selbst nur als eine vorübergehende Maassregel beantragt wurde. 
Wir sind nun entschieden der Ansicht, dass es dem öffentlichen 
Wohle förderlicher sein würde, die Mahl- und Schlachlsteuer 
aufzuheben, und den Zuschlag soweit und solange als er- 
forderlich beizubehalten, als umgekehrt , den Zuschlag auf- 
zuheben und die Mahl- und Schlachtsteuer beizubehalten. Die 
allgemeine Durchführung der Klassensteuer würde die Veran- 
lagung der Einkommensteuer in den Städten sehr erleichtern, 
und überhaupt die fernere Verbesserung des ganzen Systems 
der Personalsteuer wesentlich befördern. 

Nach den Lehren der Erfahrung wäre es keine unbegrün- 
dete Hoffnung, dass die Aufhebung aller Ausnahmen bei der 
Klassensteuer, neben der dadurch erlangten grösseren Sicher- 
heit für die Einschätzung zur Einkommensteuer und bei Durch- 
führung der oben vorgeschlagenen Verbesserungen der Einkom- 
mensteuer, den Ertrag der Personalsteuer bald hinreichend er- 
höhen würde, um den durch die Aufhebung der Mahl- und 
Schlachtsteuer entstandenen Ausfall zu decken. Allein auch ganz 
abgesehen von dieser Hoffnung scheint es uns eine Forderung 
der Gerechtigkeit, wie der Staatsweisheit, dass man 
die einmal unentbehrlichen Einnahmen lieber durch eine zwar 
etwas höhere, aber wie die Erfahrung gelehrt hat, noch er- 
trägliche Anspannung einer alle Unterthanen gleich massig 
treffenden Steuerform beschafft, als durch die Beibehaltung von 
Ausnahme- Steuern , welche von der Regierung selbst zu 
wiederholten Malen als das Volkswohl beeinträchtigende verur- 
theilt worden sind. 

Wir fügen hinzu, dass durch die allgemeine Durchfüh- 
rung der Klassensteuer es dem Staate wesentlich erleichtert 
werden würde, manche Lasten, welche er gegenwärtig trägt, 
auf die Schultern der Kreise und Provinzen zu legen, — was 
wir in finanzieller wie in politischer Beziehung für einen gros- 
sen Gewinn erachten würden. 
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Wir sind daher auf das innigste überzeugt, dass die Finan- 
zen des Staates durch die Vertauschung der Mahl- und Schlacht- 
steuer mit der Klassensteuer nicht geschwächt, sondern viel- 
mehr auf eine festere Grundlage gestellt werden würden; denn 
es würde dadurch der wichtigste noch übrige Schritt zur Ver- 
vollkommnung der directen Personalsteuer, welche ein Haupt- 
pfeiler des Finanzsystems sein und bleiben muss , geschehen. 
Zuschläge zur Mahl- und Schlachtsteuer sind wie überhaupt 
Zuschläge zu indirecten Steuern von zweifelhaftem finan- 
ziellen Erfolg; nicht zu bezweifeln ist, dass die anerkannten 
N a c h t h e i 1 e der Steuer mit ihrer Höhe wesentlich gestei- 
gert werden. Die Einnahmen der Mahl- und Schlachtsteuer zu 
verdoppeln, oder gar zu verdreifachen, dürfte schwerlich in der 
Hand der Regierung sein. Dagegen zeigt die Erfahrung Eng- 
lands, dass eine vorsichtig angelegte Personalsteuer im Falle der 
Noth allerdings von 3% bis 10% erhöhet und ihr Ertrag dann 
entsprechend gesteigert werden kann 

Ein solches Rüslzeug für den Fall der Gefahr hat der 
preussische Staat nicht weniger nöthig als England; er kann 
sich ein solches durch die Vervollkommnung der directen Per- 
sonalsteuer bereiten. Allein ihre allgemeine Durchführung 
ist unerlässliche Bedingung dazu. 

Dies Tührt uns auf das 2te der angedeuteten Hindernisse, 
nämlich auf die Schwierigkeit, eine auch die unteren Volks- 
klassen mitumfassende Personalsleuer in grossen Städten 
zu veranlagen und zu erheben. 

Zwei Gründe werden angeführt, wesshalb diess schwer, 
wenn überhaupt ausführbar sei. 

Einmal sei die Bevölkerung in den Städten so beweglich, 
Veränderungen der Wohnung so häufig, dass es für die Steuer- 
behörden sehr beschwerlich sein werde, die Steuerpflichtigen 
Überall aufzufinden und im Auge zu behalten. 

Zweitens sei es bei der vorgeschritteneren Entwicklung 
der wirtschaftlichen Zustände und der grösseren Mischung der 
Standes- Verhältnisse kaum ausführbar, die durch das Klassensteuer- 
gesetz gegebenen äusseren Merkmale auf die städtische Bevölke- 
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rang anzuwenden und die verschiedenen Stufen der Steuer- 
pflichtigen mit Sicherheit zu unterscheiden. 

Der erste dieser beiden gegen die Einführung der Klassen- 
steuer in den grossen Städten angeführten Gründe kann nicht 
als zutreffend anerkannt werden. Die Erhebung der Klassen- 
steuer wird ohne Zweifel den Steuerbeamten mehr Mühe 
verursachen als die der Mahl- und Schlachtsteuer; allein diess 
kann nicht entscheiden. Von unüberwindlichen Schwierig- 
keiten in dieser Beziehung kann nicht die Rede sein. In den 
grösseren Städten sind die Mittel für eine wirksamere Polizei- 
verwaltung vorhanden, und gerade in den bedeutendsten Orten 
entgeht der Aufenthalt eines Einwohners am wenigsten den 
Augen der Behörden. Weiss die Polizei die Gebühren für die 
Aufenthaltskarten von Fremden einzuziehen, so wird 
sie noch leichter die Einwohner den Steuerbehörden über- 
weisen können. Ausserdem ist zu beachten, dass wenn die 
grössere Beweglichkeit der Bevölkerung öie Erhebung der Steuer 
in den Städten auf der einen Seite erschwert, die vorgeschrit- 
tenere Entwicklung der Geldwirthschaft im Gegensatz zu den 
Verhältnissen mancher ländlicher Bezirke dieselbe nach einer 
anderen Bichtung hin sehr erleichtert. Es genügt daher schliess- 
lich zu bemerken, dass die Erfahrung über die angeregte 
Frage bereits hinreichend gesprochen hat. In der Stadt Bres- 
lau wird bereits eine städtische Personal st euer, welche bis 
zum Taglöhner hinunter greift, erhoben '). Was dort möglich 
geworden ist, wird sich auch in andern grossen Städten aus- 
fuhren lassen. 

.Mehr Rücksicht muss dem 2ten Einwände gewidmet werden, 
dass es schwierig sein werde, die bei der Veranlagung der 
Klassensleuer auf dem Lande maassgebenden äusseren Merk- 
male auf die städtische Bevölkerung anzuwenden, mit anderen 
Worten, die im Gesetz angeordneten 12 verschiedenen Steuer- 
slufen mit Sicherheit zu veranlagen. 

Das Gesetz giebt nur Merkmale zur Unterscheidung der 



1) Vergleiche hierüber die Abhandlung de« Verfassers Ober die Ein- 
kommensteuer in Breslau. Breslau bei Aderholz 1844. Insbesondere S. 38. ff. 
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drei Hauptklassen. Nach welchen Gesichtspunkten die einer 
Hauptkasse Angehörigen in die verschiedenen Unterabthei- 
lungen derselben gesetzt werden sollen, darüber enthält das 
Gesetz keine Vorschriften. Es bestehen hierüber Instructionen 
der oberen Steuerbehörden; allein den vorzüglichsten Anhalts- 
punkt giebt das Herkommen in jedem Kreise und die Ver- 
gleich u n g des neu zu Veranlagenden mit den älteren Steuer- 
pflichtigen in der Nachbarschaft. In den einzelnen Kreisen haben 
sich seit der ersten Einführung der Klassensteuer gewisse, den 
örtlichen Verhältnissen entsprechende Normen ausgebildet, wo- 
nach mit Rücksicht auf die Bedingungen des Dienstverhältnisses 
oder je nachdem der Steuerpflichtige nur zur Miethc wohnt, 
oder ein Häuschen besitzt, oder noch etwas Gartenland daneben 
bebaut und dergl. der Klassensteuersatz herkömmlich fest- 
gestellt wird. 

Diese Normen reichen auch in den betreffenden Kreisen 
meistens vollkommen aus, um eine gleichmässige Vertheilung 
der Last innerhalb desselben zu bewirken. Auch sind sie in den 
benachbarten Kreisen wohl ziemlich ähnlich. In Gegenden welche 
räumlich von einander gelrennt sind; in Beziehung auf Frucht- 
barkeit des Bodens und Beschaffenheit der gebauten Früchte, die 
Stellung der Dienstleule, sowie die gesammte wirthschaftliche 
Entwickelung grosse Abweichung zeigen und unter verschiedenen 
Regierungsbehörden stehen, haben sich dagegen diese Normen 
sehr man ig faltig entwickelt. Nach der Natur der Dinge 
kann diess nicht anders sein. Dienst- und Lohnverhällnisse der 
ländlichen Arbeiter z. B. sind in Wcstpreussen und Schlesien 
so verschieden, dass äussere Merkmale, welche in Wcstpreus- 
sen vollkommen sieher leiten , um die relative Leistungsfähigkeit 
verschiedener Dienstleute zu bestimmen, in Schlesien gar keine 
Anwendung finden würden. 

Das Gesetz hat daher sehr wohl gethan, sich der Auf- 
zählung specieller Merkmale zur Unterscheidung der (3—5) 
Unterstufen in jeder der 3 Hauptklassen zu enthalten. 
Dieselben können für den Umfang der ganzen Monarchie und 
für so verschiedene wirthschaftliche Verhältnisse, als sie an der 
russischen und französischen Grenze gefunden werden, in pas- 
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sender Weise gar nicht aufgestellt werden. Sie haben sich 
unvermeidlich in den verschiedenen Regierungsbezirken und selbst 
in verschiedenen Theilen desselben Regierungsbezirkes gleich 
bei der Einführung der Klassensteuer verschieden entwickelt. 
Die in dieser oder jener Gegend vorhandenen — im Allge- 
meinen auf ländliche Verhältnisse berechneten können daher 
auch nicht für die Veranlagung einer grossstädtischen Be- 
völkerung benutzt werden. 

Daraus folgt jedoch nicht , dass nicht in jeder Stadt b e- 
sondere den eigentümlichen Verhältnissen derselben ent- 
sprechende, äussere — von der Beschäftigung, Bildung und ge- 
sammten Lebensstellung hergenommene — Merkmale aufgefun- 
den und durch lokale Anordnungen festgestellt werden können, 
welche die Leistungsfähigkeit der Steuerpflichtigen hinreichend 
bezeichnen, um die Steuer darnach abstufen und veranlagen zu 
können. Vielmehr lehrt das Beispiel von städtischen Personal- 
steuern, welche zum Theil noch älter als die Klassensteuer sind, 
das Gegenlheil '). 

Die Frage ist nur, wie man bei dieser Rücksicht auf die 
besonderen Verhältnisse einer Stadt (oder einer Gegend) 
dennoch die Gleichförmigkeit der Veranlagung in der Mo- 
narchie erreichen kann, welche wir gerade als den Hauplzweck 
der allgemeinen Durchführung der Klassensteuer bezeichnet haben. 

Durch eine Knntingenlirung der Steuer nach Maassgabe der 
Bevölkerungszahl lässt sich dieses Ziel nicht erreichen, weil 
schon nach den jetzt vorliegenden Erfahrungen die Klassensteuer 
in wohlhabenderen Gegenden, insbesondere in Städten — deren 
mehrere von der Mahl- und Schlachtsteuer zur Klassensteuer 
übergegangen sind, — pro Kopf der Bevölkerung mehr auf- 
bringt als auf dem platten Lande. Wir glauben indess einen 
andern Weg zur Lösung dieser Aufgabe nachweisen zu können 
und zwar dadurch, dass wir der ursprunglichen, in der 
Fassung des Gesetzes noch heute ausgesprochenen Idee der 
Klassensteuer eine praclische Unterlage geben. 



1) Vergleiche die Abhandlung des Verfassen über Einkommensteuer in 
Breslau S. 7 ff und 74. 

Zciuehr. für SUaUw. 1856. 1t Heft. 5 
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Das Gesetz stellt, wie bemerkt, nur Gesichtspunkte für die 
Unterscheidung von 3 Haupt- Klassen der Steuerpflichtigen auf: 
für die Klasse ltens der unselbständigen oder Lohnarbeiter; 
2lens des niederen Bürgerstandes d. h. der kleineren 
Grundbesitzer und selbständigen Gewerbetreibenden; 3tens des 
mittleren Bürgerstandes (d. h. derjenigen Grundbesitzer 
und Gewerbetreibenden, deren Geschäft zwar einen grössern 
Umfang hat, jedoch noch nicht 1000 Rthlr. reines Einkommen 
abwirft}. Nach der ursprünglichen Idee der Klassensteuer sollte 
für jede dieser Hauptklassen nur ein Steuersatz festgestellt werden. 

Es ist nun eine bemcrkenswerlhe Thatsache, dass der Steuer- 
salz, welcher durchschnittlich von den Steuerpflichtigen in 
einer jeden Haupt-Klasse aufgebracht wird, in allen Regie,- 
rungsbezirken mit sehr geringen Abweichungen derselbe ist. 
Namentlich hat die notorisch grössere Wohlhabenheit einer Ge- 
gend nicht den Einfluss, dass der d u.r chschnitlliche Steuer- 
satz in jeder Hauplklasse höher ist, insbesondere in der un- 
tersten (die nun im Gesetze die Ite genannt wird) nicht; 
sondern nur dass die Zahl der Steuerpflichtigen — im Ver- 
gleich zur Bevölkerungszahl in den höheren Hauplklasscn 
grösser ist. Dabei ist der durchschnittlich von den Steuer- 
pflichtigen in jeder Hauplklasse aufgebrachte Steuersatz nur 
wenig höher, als der von der untersten Stufe dieser 
Hauptklasse entrichtete, so dass die Vorausselzung zulässig ist, 
der durchschnittliche Steuersalz entspreche im Allge- 
meinen den Kräften der in die Hauptklasse gesetzten Per- 
sonen, und die Unterabtheilungen dienten nur, um die indi- 
viduellen Verhältnisse jedes Einzelnen mehr als bei so allge- 
meiner Klassifikation möglich ist, berücksichtigen zu können. 
Die Thalsachen werden diess näher erläutern, welche auf der 
nachfolgenden Tabelle zusammengestellt sind: 
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17 


1 


11 


1 


10 


5 


llü 5 


17 


15 


14 


21 


9. Stralsund 


2190 


301 


87 


2578 


17-9 '■ 


49 


1 


10 


1 


10 


5 


5 


5 


14 


15 


15 


12 


10. Breslau 


2052 


252 


65 


2369 


15-9 


28 


1 


13 


1 


11 


5 


7 


5 


16 


15 




16 


1 


11. Liegnitz 


2053 


292 


74 


2419 


17-4 


18 


1 


14 


1 


12 


5 


11 


5 


21 


13 




16 


1 


12. Oppeln 


1803 


245 


61 


2109 


14-7 


12 


1 


14* 


1 


12 


5 


10 


5 


20 


15 




16 


1 


13. Potsdam 


1933 


382 


93 


2408 


19-8 


30 


1 


15' 


1 


13 


5 


17 


6 




14 




15 


15 


14. Frankfurt 


1759 


413 


62 


2234 


16-6 


20 


1 16 


1 


13 


5 


9 


5 


23 


14 


15 


15 


11 


15. Magdeburg 


2035 


380 


17 


2432 


20-11 


44 


1 


16 


1 


14 


5 


12 


5 


24 


15 


15 


24 


16. Merseburg 


19P5 


326 


80 


2371 


17-11 


26 


1 


15 


1 


13 


5 


11 


5 


20 


15 




16 




17. Erfurt 


1923 


302 


84 


2309 


17-2 


26 


1 


12 


1 


11 


5 


13 


5 


25 


15 




15 


16 


18. Münster 


1871 


343 


72 


2286 


17-2 


15 


1 


12 


1 


11 


5 


20 


5 


26 


14 


15 


15 


1 


19. Minden 


170? 


322 


83 


2112 


16-10 


18 


1 


13 


1 


11 


5 


13 


5 


22 


15 




16 


12 


20. Arnsberg 


2047 


268 


60 


2375 


16-4 


20 


1 


13 


1 


11 


5 


14 


5 


20 


15 




15 


24 


21. Coblenz 


1946 


316 


58 


2320 


16-5 


24 


1 


13 


1 


12 


5 


19 


5 


22 


17 




15 


20 


22. Dösseidorf 


1994 


333 


88 


2415 


18-7 


36 


1 9 


1 


11 


5 


17 


5 


25 


17 




16 


15 


23. Cöln 


1915 


281 


63 


2259 


15-3 


5t 


1 12 


1 


11 


5 


18 


5 


18 


18 




16 


14 


24. Trier 


1703 


324 


82 


2089 


16-4 


16 


1 


16 


1 


12 


5 


20 


5 


24 


17 




15 


19 


25. Aachen 


1957 


322 


68 


2347 


27-4 


33 


1 


12 


1 


11 


5 


22 


5 


22 


18 




16 


13 


Im Durchschnitt 






































der Monarchie 


1835 


325 


69 


2229 


16-11 


30 


1 


13 


1 


12 


5 


13 


5 


21 


15 




15 


22 



* Je 2 Einielnstouernde st 1 Familie. 



6g Die preussischc Einkommensteuer 

Man entnimmt aus dieser Uebcrsicht zunächst, dass der 
durchschnittliche Steuersalz einer Familie in der Iten 
Hauplklasse nach den Veranlagungen pro 1855 fast durchge- 
hend derselbe ist (40 bis 42 Sgr., nur in 4 Regierungsbezirken 
43 bis 44 Sgr.) Die noch vorkommenden Abweichungen sind 
nicht grösser, als die in einem und demselben Regierungs- 
bezirke nach den beiden Veranlagungen pro 1848 und 1855 sich 
darbietenden, indem z. B. der Durchschnittssatz der I. Haupt- 
klasse im Reg.-Bez. Trier in dieser Zeit von 46 Sgr. auf 42 
heruntergegangen ist. Ueberbaupt ist der Durchschnittssatz der 
Iten Hauptklasse im Allgemeinen von 1848 bis 1855 niedriger 
und zugleich gleichmässiger geworden. Offenbar hat dies nicht 
in einer Aenderung der Wohlhabenheils- Verhältnisse, sondern in 
einer im Ganzen genaueren und gleichförmigeren Veranlagung, 
zu der die Einführung der Einkommensteuer den Anstoss gab, 
ihren Grund. Denn der Ertrag der Klassensteuer ist von 1848 
bis 1855 im Ganzen erheblich gestiegen. Dieses hat ohne 
Zweifel seinen Grund darin, dass die Z a h 1 der in die höheren 
Hauptklassen veranlagten Steuerpflichtigen im Jahre 1855 grösser 
ist, als sie im Jahre 1848 war. 

Dass die grössere Wohlhabenheit der unteren Volksklassen 
nicht einen höheren Durchschnitts Steuersatz in der I. Haupt- 
klasse, sondern nur eine grössere Zahl von Steuerpflichtigen 
in der II. Hauplklasse bedingt, zeigt die Vergleichung der Pro- 
vinzen Preussen und Schlesien ganz offenbar. In Preussen be- 
finden sich die unteren Volksklassen im Ganzen ohne Zweifel 
in einer behaglicheren Lage als in Schlesien. Dem entspricht, 
dass die Zahl der in die II. Hauptklasse eingeschätzten Personen 
in der Provinz Preussen durebgehends höher ist. Dessen un- 
geachtet ist der durchschnittliche Steuersatz einer Familie in der 
Iten Hauptklasse durchgehend niedriger. 

Die Verschiedenheiten, welche die durchschnittlichen Steuer- 
sätze nach den Veranlagungen pro 1855 noch zeigen, rühren 
ohne Zweifel zum Theil noch von Verschiedenheiten der Ver- 
anlagungsgrundsätze und des Herkommens her, welches sich 
von der Einführung der Klassensteuer an in den verschiedenen 
Regierungsbezirken festgesetzt und erhalten hat. Durch eine 
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überall gleichmässige Veranlagung würden sie wahrscheinlich 
ziemlich verschwinden. Jedenfalls sind dieselben schon 
jetzt so unerheblich, um die Ansicht zu rechtfer- 
tigen, dass in dem gegenwärtig bestehenden System der Klas- 
sensleuervcranlagung und dessen Ergebnissen für die Staatskasse 
wie für die Sleuerpflichligen keine plötzliche noch irgendwie 
bedenkliche Aenderung eintreten würde, wenn die Regierung es 
nach der ursprünglichen Idee der Klassensleuer dabei würde 
bewenden lassen, für jede Haupik lasse ihrerseits nur einen 
mittleren Steuersalz festzusetzen , also nach den Ergebnissen 
der Veranlagung von 1855 die Salze von 1 Rthlr. 12 Sgr. für 
die Ite, 5 Rthlr. 21 Sgr. (oder rund 6 Rlhlr.) für die Ute, und 
15 Rlhlr. 22 Sgr. — (oder rund 16 Rlhlr.) für die Illle Haupt- 
Klasse. Sie würde nach dieser Idee sich selbst nur die Ent- 
scheidung darüber vorbehalten, in welche Haupt- Klasse ein 
Steuerpflichtiger zu setzen sei, und es den Kommunal-Ver- 
bänden — sagen wir den Kreisen ') — überlassen, Tür jede 
Hauptklasse mit ihrer Genehmigung Zwischenstufen nach 
den besonderen Verhältnissen der Gegend festzusetzen, und die 
Sleuerpflichligen jeder Haupt-Klasse in der Weise in dieselben 
einzuschätzen, dass sie zusammen den gesetzlichen mittleren 
Steuersatz der Haupt-Klasse aufbringen. Es ist klar, dass ein 
solches Verfahren die Aufgabe der Regierung wie der Gemein- 
den sehr erleichtern würde. Denn für die Regierung, — deren 
Aufgabe es ist, für die gleich massige Refolgung der all- 
gemeinen gesetzlichen Veranlagungs Vorschriften zu sorgen, 
welche dagegen den persönlichen Verhältnissen fern steht, 
und nur grosse Verschiedenheiten der Leistungsfähigkeit mit 
Sicherheit zu beurtheilen vermag — ist es sehr viel leichler zu 
entscheiden, welcher der III Haupt-Klassen ein Steuerpflichtiger 



1) Der Verfasser hat nach Materialien , deren Benutzung ihm gütigst 
einige Zeit gestattet wurde, die vorstehend für die Regierungsbezirke 
durchgeführte Berechnung auch für je 2 Kreise in jedem Regierungsbe- 
iirk angestellt. Es ergaben sich hierbei zwar etwas grössere, jedoch im- 
merhin nicht so erhebliche Differenzen, dass die Ausführung des im Texte 
entwickelten Vorschlages hiernach bedenklich erscheinen könnte. Die nä- 
here Nacbweisung hierüber ist in der Beilage gegeben. 
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angehört (ob er im Stande ist, 1 Rthlr. 12 Sgr., oder 6 Rthlr. 
oder 16 Rthlr. an Steuer zu entrichten), als zu beurlheilen, in 
welche von den vorhandenen 12 Unterstufen er zu setzen ist. 
Die Kommunal- Verbände dagegen, — deren vorzügliche Aufgabe 
es ist, jeden Einzelnen nach seiner besonderen Leistung s- 
fähigkeit und in dem richtigen Verhiiltniss zu seinen Nach- 
barn zu veranlagen, welche die persönlichen Verhältnisse 
des Steuerpflichtigen genau kennen und ihn viel sicherer durch 
Vergleichung mit andern Steuerpflichtigen als nach der Vor- 
schrift des Gesetzes und der Anweisung einer Öberbehörde zu 
veranlagen wissen , — werden sehr viel leichter jedem Steuer- 
pflichtigen gerecht werden, wenn sie ähnlich wie diess bei der 
Gewerbesteuer schon jetzt von den Genossen geschieht, 
den mittleren Steuersatz in verschiedene Unterabtheilungen 
zerlegen oder, um uns also auszudrücken, wenn sie das 
nach der Zahl der Steuerpflichtigen in einer Haupt -Klasse 
und dem mittleren Steuersatz derselben bestimmte Kontingent 
auf die Steuerpflichtigen derselben .Hauptklasse je nach den 
besonderen örtlichen und persönlichen Verhältnissen vertheilen 
können. 

Das ist es nun, was wir zunächst bei den Städten, 
welche zur Zeit noch der Mahl- und Schlachlsteuer unterliegen, 
zu versuchen vorschlagen. 

Es wird keine schwierige Aufgabe sein, in denselben unter 
der Leitung und nach der höheren Entscheidung der Regierungs- 
behörden alle klassensteuerpflichtigen Personen zuvörderst in 
eine der drei Haupt- Klassen einzuschätzen, und dem entspre- 
chend festzustellen, wie viele Steuerpflichtige in jeder Haupt- 
klasse sich befinden. Die Zahl dieser Steuerpflichtigen in Ver- 
bindung mit dem mittleren Steuersatz jeder Hauptklasse, der 
gleichmässig für alle Städte der Monarchie nach den 
Ergebnissen der Erfahrung festzustellen war« , Würde das von 
jeder Stadt aufzubringende Klassenstöüer -Soll ergeben. Die 
Festsetzung von Unterstufen und die Angabe von äusseren Merk- 
malen für dieselben würde nach Maassgabe der besonderen 
Verhältnisse jeder Stadt durch die Kommunalbehörden mit Ge- 
nehmigung der Regierung erfolgen. Die Einschätzung end- 
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lieh der Steuerpflichtigen einer jeden Hauplklasse auf die ver- 
schiedenen Unter stufen derselben wäre den Kommunal- 
behörden überlassen. Die Regierung würde nur darüber zu 
entscheiden haben, in welche Hauplklasse Jemand gehört '). 

Auf diese Weise würde die Aufgabe der Regierung ohne 
Zweifel ungernein vereinfacht, und es ihr wesentlich erleichtert 
werden, die Gleichförmigkeit der Klassensteuer-Veranlagung in 
verschiedenen Orten durch ihre obere Aufsicht und höhere Ent- 
scheidung sicher zu stellen. Andernlheils würde es den Ge- 
meinden nicht minder höchst willkommen sein, auf diese Weise 
einen Spielraum für eine selbständige Tiiäligkeit und für eine 
angemessene Berücksichtigung der örtlichen und persönlichen 
Verhältnisse zu gewinnen. 

Zur vollständigen Ausbildung des hier vorgeschlagenen 
Modus der Klassensteuer-Veranlagung würde nur noch die Be- 
fugniss der Kommunalbehörden gehören, innerhalb gewisser 
Grenzen eine Frist für die Zahlung der Steuer zu bewilligen 
und Reste niederzuschlagen. Es könnte im Hinblick auf diese 
Befugniss den Städten immerhin gestaltet werden, die dureh- 
schniltlichen Steuersätze etwas höher als auf dem Lande zu stel- 
len. Denn das bezeichnende für die städtische Bevölkerung ist 
eben ein grösserer Wechsel ihrer Verhältnisse. Während 
sie der Regel nach ohne Zweifel fähiger ist, Steuern zu ent- 
richten, als die ländliche Bevölkerung, ist sie zeitweise noch 
grösseren Entbehrungen ausgesetzt, und in solchen Perioden ist 



i) Nehmen wir beispielsweise an, dass in einer Stadt von rund 120,000 
in der I. Haupt-Klasse 20,000 steuerpflichtige Haushaltungen 
„ » II- n 6,000 

„ „ «I- „ 2,000 

ermittelt würden, so würde bei einem durchschnittlichen Steuersatz von 
1 Rlhlr. 12 Sgr. für die Ite; von 6 Rthlr. für die Ute, und von 12 Rthlr. 
für die Illte Haupt jf lasse aufzubringen sein : 

von der I. Haupt-Klasse 28,000 Rthlr. 
„ „ H. „ 36,000 „ 

• ■ HI » 32, ° ° " 

Summa 96,000 Rlhlr. 
deren Vertheilung innerhalb jeder Haupt-Klasse auf die einzelnen Kontri- 
buenten der Koinmuualbehörde überlassen bliebe. 
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die Befreiung von Steuern die Bedingung für ihr Wiederauf- 
kommen. Wir sind überzeugt, dass diese Form der Klassen- 
sleuer-Verarilagung sich bald allgemein als die zweckmässigem 
herausstellen würde. Indess ist es das Sicherere, denselben zu- 
nächst nur da in Anwendung zu bringen, wo die Klassensteuer 
neu eingerührt wird, und wo das Bedürfniss einer Abänderung 
des gegenwärtigen Veranlagungsverfahrens klar vorliegt. Die 
Erfahrung möge dann das Weitere lehren '). 



I) Es dürfte zur Würdigung des gemachten Vorschlages beitragen, 
wenn wir bemerken, dass der in einem Regierungsbezirk von einer Haupt- 
Masse der Steuerpflichtigen durchschnittlich gezahlte Steuersatz auch bei der 
früheren obersten Hauptklasse der Klassensteuer (der gegenwärtigen Klasse 
der Einkommensteuerpflichtigen) in den verschiedenen Regierungsbezirken 
nicht erheblich verschieden war, sondern (nach den Veranlagungen für das 
Jahr 48) nur zwischen 62 und 77 Rlhlr. jährlich schwankte, während er im 
Durchschnitt für den ganzen Staat zwischen 67 und 68 Rtblr. betrug. Die 
wohlhabenderen Regierungsbezirke zeichneten sich nicht etwa durch einen 
höheren Durchschnitt der gezahlten Steuer, sondern nur durch die 
grössere Zahl der in der obersten Klasse befindlichen Steuerpflichtigen 
aus. Auch bei der nunmehr eingeführten Einkommensteuer macht man 
dieselbe Bemerkung. Nur die Zahl der Einkommensteuerpflichtigen, nicht 
der durchschnittlich gezahlte Steuersatz eines Einkommensteuer- 
Pflichtigen gestattet einen Schluss auf Wohlhabenheit des Regierungsbezirkes. 
Die letztere Zahl (die durchschnittlich gezahlte Einkommen-Steuer) zeigt 
grössere Schwankungen, weil die von den verschiedenen Steuerpflichtigen 
gezahlten Einkommensteuersätze freilich viel mehr von einander abweichen, 
als die Klassensteucrsätze, und ein einzelner sehr wohlhabender Mann den 
Durschschnittssatz des Regierungsbezirkes schon um so eher erhöhen kann, 
je weniger Einkommensteuerpflichtige derselbe zählt. 

Doch wird der unserem Vorschlag zum Grunde liegende Gedanke auch 
bei der Einkommensteuer sehr anschaulich, wenn man die Verhältnisse 
der ganzen Monarchie in's Auge fasst. Die von den Einkommen- 
steuerpflichtigen im Durchschnitt des ganzen Staates gezahlte Steuer be- 
trug nämlich, wie wir schon oben anzuführen Gelegenheit hatten, in runder 
Summe nur 58 Rlhlr., wogegen die von der obersten Haupt -Klasse der 
Klassensteuer (welche nur Unterstufen von 30 Rthlr. ab bis 144 Rlhlr. ent- 
hält) gezahlte Steuer wie wir so eben erwähnten nach den Veranlagungen 
pro 1848 zwischen 67 und 68 Rlhlr., also beinahe 10 Rthlr. mehr betrug. 
Die bedeutende Erhöhung der Einkommensteuer-Sätze — welche nun bis 
7,200 Rthlr. steigen, während der höchste Klassensteuersatz nur 141 Rtblr. 
betrug, und die sehr viel schärfere Heranziehung der Steuerpflichtigen hat 
nicht die Erhöhung des durchschnittlich gezahlten Steuersatzes, son- 
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Wir fügen nur noch hinzu, dass die Veranlagung der Klas- 
sensleuer noch ferner wesentlich erleichtert werden würde, wenn 
man die Unterscheidung der 3 Haupt -Klassen — ohne Rück- 
sicht darauf, dass eine jede in mehrere Unterstufen zerfällt 
— auch bei anderen das öffentliche Lehen betreffenden Fragen 
festhielte und zum Grunde legte. Die gegenwärtige Gemeinde- 
Ordnung schliesst z.B. die unselbständigen Einwohner von 
dem Stimmrecht aus, un<l giebt den wirklichen Bürgern ein ver- 
schiedenes Maass der Betheiligung am Gemeinwesen, je nach 
der von ihnen gezahlten S leu ersumm e. Indess wird, behufs 
dieser Abstufung der politischen Rechte überall erst eine künst- 
liche Berechnung angestellt und dabei auch Rücksicht auf die 
andern directen Steuern , die Grund- und Gewerbesteuer , ge- 
nommen , welche keineswegs nach der persönlichen Lei- 
stungsfähigkeit und Lebensstellung des Steuerpflichtigen bemessen 
werden, und daher auch nicht als Kriterium für das ihm einzu- 
räumende Maass der Beiheiligung am Gemeindeleben benutzt 
werden sollten. Diese künslliche Berechnung, deren Ergebnisse 
mit der Stellung, welche die Bürger nach Rang, Vermögen und 
Einfluss in der Gesellschaft einnehmen, oft in auffallendem Wider- 
spruch stehen, macht es unmöglich, dass die Bürger selbst vor- 
her wissen , und einen Ehrenpunkt daraus machen , welcher 
Stimmklasse sie angehören. Ganz anders, wenn man allgemeine 
Bestimmungen dahin träfe, dass die Haupt-Klassen der Personal- 
steuer die Grundlage für die Abstufung der Theilnahme an den 
Wahlen der allgemeinen Landesverlretung sein sollten. Diess 
würde ein sofort Jedem fasslicher und versländlicher Gedanke 



dem nur die Vermehrung der Zahl der in dieser Hauptklasse eingerei- 
lieten Personen bewirkt. Im Jahre 1850 kamen auf je 10,000 Ein- 
wohner der klassensteuerpflichligen Bevölkerung nur wenig über 5 in die 
oberste Hauptklasse eingeschätzte Familien ; dagegen kamen im Jahre 18S5 
auf je 10,000 Einwohner »ehr nahe 30 Einkommensteuerpflichtige. So 
rechtfertigt sich der Gedanke, auch für die unteren Stufen der Klassensteuer 
den höheren Beitrag , welchen die Bevölkerung einer wohlhabenden Stadt 
im Vergleich zu der Bevölkerung einer ländlichen Gegend zu zahlen hat, 
nicht von dem höheren Durchnittssatze in jeder Hauptsteuerklasse, 
sondern von der grösseren Zahl der Steuerpflichtigen in derselben, insbe- 
sondere den beiden oberen zu erwarten. 
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sein, und das Gefühl einer Gemeinschaft oder Slandesgenossen- 
scliaft begründen können. Die Steuerpflichtigen , welche ver- 
bunden wären, zusammen einen Durchschniltssteuersntz aufzu- 
bringen, würden zugleich einer Stirn mklasse zugehören. Es 
könnte dann wirklich — wie man bei der Einführung der Klas- 
sensleuer wollte — ein Ehrenpunkt für die Steuerpflichtigen 
werden, einer Hauptklasse der Personalsteuer — der Klasse der 
Tagelöhner; der Bauern und Handwerker; der Gutsbesitzer und 
Kaufleute, oder endlich der Einkommensteuerpflichligen — an- 
zugehören und den entsprechenden Steuersatz zu entrichten, 
während es unmöglich eine Sache des Ehrgefühls werden kann, 
ob man zur 6ten oder der 7ten Unterstufe der Klassensteuer 
veranlagt wird. 

So würde die Durchführung der Klassensteuer in den mahl- 
und schlachtsteuerpflichtigen Städten den Weg zu einer allge- 
meinen Vervollkommnung der Klassensteuer und zugleich zu 
einer Verbesserung unserer politischen Verfassung bahnen. 

Es bleibt noch die 3le Schwierigkeit, welche sich der Auf- 
hebung der Mahl- und Schlachtsteuer in den Weg stellt, zu er- 
örtern übrig; die aus dem städtischen Haushalte ent- 
springende. 

Wir bemerken in dieser Beziehung zunächst, dass dieVcr- 
z i c h 1 1 e i s t u n g des S t a a t e s , vom Verbrauch des M etiles und 
Fleisches eine Abgabe zu erheben, es sofort möglich machen 
würde, die Steuer von ihren wesentlichsten Mängeln zu befreien, 
ohne die 'Kommunen in ihren gegenwärtigen Einnahmen zu 
verkürzen. Von den beiden Steuern ist die Schi acht- Steuer 
die einträglichere '). Der Zuschlag welcher zu Gunsten der 
städtischen Kassen erhoben wird, darf den Betrag von 50% 
(als Maximum) nicht übersteigen und beträgt in den meisten 
Städten nur 25 bis 30 °,'o. Hierzu kommt noch der 3te Theil 
des Rohertrages der Mahlsteucr, welcher im Jahre 1848 den 



1) Der Etat des Jahres 1854 setzte aus für den Ertrag der Mahl- 
steuer 1,160,000 Rlhlr. 

für den Ertrag der Schlachlsteuer 1,320,000 Rlhlr. 

Die Schlachtsteuer war daher um 160,000 Rthlr. 

höher veranschlagt. 
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Stadien überwiesen wurde und bis jelzt zur Bestreitung von 
Kommunalausgaben überlassen ist. Im Ganzen beziehen also die 
Städte unter der Voraussetzung, dass die Mahl- und Schlacht- 
Steuer beide den gleichen Ertrag bringen, höchstens '/<j -|- '/e = 
% der ganzen Staatseinnahme, während durch die Schlacht- 
Steuer allein mit Einschluss des Kommunalzuschlages '/« -|- V4 = 3 U 
der Staats -Einnahme aufkommen. Durch Ueberweisung der 
ganzen durch die Schlachtsteuer erhobenen Summe an die 
Kommunen würde also die völlige Aufhebung der Mahlsleuer 
möglich werden, ohne einen Einnahme -Ausfall für die Kom- 
munen. Da der Kommunalzuschlag die Höhe von 50% nicht 
überall erreicht, so würde auch die Beibehaltung der Schlacht- 
steuer in ihrem ganzen Betrage (Hauptsteuer und Zuschlag) 
nicht überall nöthig sein. In allen Städten, welche jetzt nur 
einen Zuschlag von 25% beziehen , würde die Ueberweisung 
des Staalsantheiles an der Schlachtsteuer allein hinreichen, um 
ihre bisherigen Einnahmen zu decken. Der Zuschlag, zur 
Schlachlsteuer würde daher daselbst entbehrlich sein '). 

Schon allein die Aufhebung der Mahlsteuer würde als eine 
höchst wesentliche Verbesserung des gegenwärtigen Zustandes 
zu betrachten sein. Die Mahlsleuer ist von den beiden Steuern 
die mehr zu tadelnde, nicht allein, weil das Brot noch weniger 
entbehrt werden kann als das Fleisch, sondern weil die Besleu- 
rung des Mehles in den Stadien eine höchst lästige Beaufsich- 
sichtigung des so wichtigen Mühlengewerbes und auch des 
Mehl handeis gerade in den Knotenpunkten des Verkehres 
nöthig macht. Die drückendsten Fesseln des inneren Verkehres 
würden auf fliese Weise beseitigt. 

Indess werden wir das Ziel nur Tür erreicht halten, wenn 
es gelingt, auch die S c h 1 a ch t s t eu er beträchtlich zu ermässigen 
und zuletzt aufzuheben. 



1) In den Bcrathungen der Finanzkommission über den Entwurf des 
Einkommensteuergesetzes in der Session I8 50 /m gab der Regierungskoin- 
missarius an, dass unter den 80 damals noch der Mahl- und Schlaehtsteuer 
unterliegenden Städten nur etwa 20 in einer Lage wären, dass die völlige 
Aufhebung indirecter Steuern für die Kommunalkasse daselbst nicht ohne 
Zerrüttung des städtischen Haushaltes ausführbar erscheine, und hier daher 
die Beibehaltung zunächst der Schlachtsteuer unvermeidlich sein dürfte. 



76 D>e preussische Einkommensteuer 

Um dazu zu gelangen, weisen wir zunächst auf eine Hilfs- 
quelle für den städtischen Haushalt hin, welche bis jetzt nur in 
der Hauptstadt der Monarchie, in Berlin ausgebeutet wird, deren 
zweckmässige Benutzung dagegen ohne Zweifel allen grösseren 
Städten zu empfehlen ist, nämlich auf die Miethssteuer '). 
Würden bei Einführung der Klassensleuer in den Städten keine 
weiteren Veränderungen des städtischen Haushaltes nöthig, als 
der anderweite Ersatz der durch den Zuschlag zur Mahl- und 
Schlachlsleuer erhobenen Summe , so würde die Erhebung einer 
Miethssteuer dazu wohl überall hinreichend sein. Gegenwärtig 
besteht indess in den meisten Städten eine mehr oder weniger 
gut ausgebildete städtische Personalsleuer (in der Regel Ein- 
kommensteuer genannt), deren fernere Erhebung neben der 
Klassen- und Einkommensteuer des Staates nicht überall zu- 
lässig befunden werden dürfte. Auch die Erhebung sehr ho- 
her Zuschläge zur Klassen- und Einkommensteuer für städ- 
tische Zwecke kann der Staat unmöglich gern sehen. Die 
Einführung der Miethssteuer dürfte daher (wo sie noch nicht 
besteht) schon nolhwendig werden, um die unvollkommene 
städtische Personalsleuer zu ersetzen und die Erhebung allzu- 
hoher Zuschläge zur Klassen- und Einkommensteuer vermeiden 
zu können. 

Sonach müssen wir auf den Einwand gefasst sein, dass es 
für viele Städte schwierig werden würde, der Verbrauchs- 
steuern ganz zu entbehren, und ihre Einnahmen allein durch 
directe Steuern (durch die Miethssteuer, durch eine Grund- 
steuer, und durch Zuschläge zur Personalsleuer) zu beschaffen. 

Fassen wir, um uns über die Grösse der Aufgabe nicht zu 
täuschen, die Verhältnisse der bei Weitem bedeutendsten Stadt 
der preussischen Monarchie, Berlin 's, näher ins Auge. Die hier 
zu überwindenden Schwierigkeiten sind jedenfalls die erheb- 
lichsten, und der hier zum Ziele führende Weg würde ohne 



1) Vergleiche über dieselbe Holfmann's Lehre von den Slcuern S. 239, 
so wie den Aursatz des Verfassers über die Mahl- und Schlachtsteuer, die 
Einkommensteuer und Klassensteuer in Preussen. Rau's und Hanscu's Archiv. 
Neue Folge Bd. 8. S. 316. 
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Zweifel auch den kleineren Stadien zur Nachahmung empfohlen 
werden können. In Berlin besieht bereils eine Miethe- und 
eine städtische Grundsteuer, dagegen keine städtische Personal- 
steuer. Auch wird bis jetzt kein Zuschlag zur Staats eink om- 
ni en Steuer für Rechnung der Kommune erhoben. 

Durch Zuschläge zur Mahl- und Schlacht-Steuer, sowie das 
ihr überwiesene l j 3 des Rohertrages der Mahlsteuer hatte die 
Sladt im Jahre 1854 eine Einnahme von sehr nahe 570,000 
Rlhlr. ')• 

Die Staatseinkommensteuer bringt daselbst nach der Ver- 
anlagung pr. 1855 rund 570,000 Rlhlr. , den Ertrag der Klas- 
sensteuer kann man nach anderweitig gemachten Erfahrungen 
mit Sicherheit auf 25 Sgr. pr. Kopf der Bevölkerung von 437,000 

Einwohner auf rund 360,000 Rthlr. 

also den Ertrag der ganzen Staats- und Per- 
sonal-Steuern auf rund 930,000 Rlhlr. 

veranschlagen. 

Um den Ausfall bei Aufhebung der Mahl- und Schlachl- 
slener zu decken, würde hiernach ein Zuschlag zur Personal- 
Steuer von nahe 60% erforderlich sein. Da nach unserer frü- 
heren Erörterung der Staat wenigstens in den ersten Jahren 
den jetzt erhobenen Zuschlag von 25% wahrscheinlich eben- 
falls nölhig haben würde, um den durch die Aufhebung der 
Mahl- und Schlachtsleuer entstehenden Ausfall zu decken, so 
würde in Berlin zusammen ein Zuschlag von 85% oder zusam- 
men eine Klassen- und Einkommensteuer von etwa 5 '/V/o er- 
hoben werden müssen. Wir sind nun zwar weit entfernt, eine 
solche Abgabe auch neben, der Mielhssleuer und Grundsteuer für 
unerschwinglich zu halten, sind viel mehr unzweifelhaft der 
Ansicht, dass die Aufhebung der Mahl- und Schlachtsteuer sich 
auch unter dieser Bedingung als höchst segensreich erweisen 



1) Nach der vergleichenden Uenersicht der Resultate des Finanz- 
Abschlusses für das Jahr 1853 betrug der Kommunalantheil an der Mahl- 
und Schlacht- und Braumalzsteuer, nebst dem der Kommune überwiesenen 
Drittheil des Rohertrages zusammengenommen die Summe von rund 540,000 
Rlhlr. Mach Aufhebung der Alalilsteuer würde auch wohl der Zuschlag zur 
Brauraalzsteuer in Wegfall kommen müssen. 
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würde. Indess würde es doch allerdings sehr erwünscht sein, 
wenn es vermieden werden könnte, die directen Steuern für die 
gewöhnlichen Verhältnisse so hoch anzuspannen. Wir unter- 
ziehen uns daher gern der Aufgabe auf eine Hilfsquelle für die 
städtischen Finanzen aufmerksam zu machen, welche ihrer Natur 
nach der Mahl- und Schlachtsteuer verwandt ist, ohne den Tadel 
einer Vertheurung der unentbehrlichen Lebensbedürfnisse 
zu unterliegen. 

Wir meinen eine Abgabe vom Verbrauch geistiger Ge- 
tränke — insbesondere des Weines und der Spirituosen. 

Obwohl diese Verbrauchsgegenslände theils durch eine Ein- 
gangs-Abgabe, theils durch eine Fabrikationssleuer bereits be- 
steuert sind, und dem Staate eine nicht unbeträchtliche Ein- 
nahme gewähren, ist ihre Belastung im Vergleich zu dem, was 
sie in England und Frankreich zu tragen haben, noch immer 
sehr geringfügig zu nennen '). Gerade diese Gegenstände sind 
für die Erhebung einer Verbrauchsabgabe besonders geeignet, 
weil ihr Genuss sehr begehrt und ausgedehnt ist, aber doch 
nicht als Befriedigung eines unentbehrlichen Bedürfnisses 



1) In Frankreich wurde durch die allerdings sehr verwickeile und in 
mancher Beziehung drückende Besteuerung der Gelrünke im Jahre 1852 
die bedeutende Summe von 112 Millionen Frcs. erhoben. In den grösseren 
Städten wird das Hectolitre Wein durchschnittlich mit einer Abgabe von 
V/t Frcs. oder das Anker (ä 30 Quart) ungefähr mit 20 Sgr. besteuert. In 
England wurde 1845 die Gallone (= 3</ü Quart) des im Inlande bereiteten 
Branntweins mit einer Abgabe von 7 s., 10 d., d. h. das Quart mit einer 
Steuer von 22 '/2 Sgr. belegt. Vom Auslande eingeführter Branntwein 
zahlt sogar die doppelte Steuer (15 s. pr. Gallone oder V/2 Rthlr. pr. Q u a r l). 
Eingeführter (französischer, spanischer, deutscher etc.) Wein zahlt 5'/2 *■ 
pr. Galloue, d. h. c. 72 Rthlr. pr. Quart Steuor. Von dem im Inlande be- 
reiteten Branntwein wurde im Jahre 1845 allein in England eine Steuer 
von 3'/2 Mill. Lstr. und in den 3 vereinigten Königreichen von 5,750,000 
Lstr. erhoben. Rechnet man eine Einnahme von mehr als 2 Alill. Lst. für 
eingeführte Spirituosen und von über l»/2 Hill. Lstr. für eingeführte Weine 
hinzu, so ergiebt sich, das«- in dem Vereinigten Königreiche durch Besteu- 
rung des Weines und der Spirituosen allein eine Einnahme von mehr als 
9 Mill. Lstr., und wenn man noch die Malzsteuer mit rund 5 Mill. Lstr. 
bierzurechnet , durch Getränkesteuern die bedeutende Summe von 14 Hill. 
Lstr. d. b. über 90 HilL Tblr. bezieht. 
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anerkannt werden kann. Um eine Summe von 1 bis höchstens 
l'/2 Millionen zum Ersatz für die wegfallende Schlachlsleuer Tür 
die städtischen Kassen zu erheben , würde es weniger einer 
hohen Belaslung der Getränke, als einer geschickten Ver- 
anlagung der neuen Steuer bedürfen. 

Es möchte nun das Naheliegendste scheinen, diese Ver- 
brauchssteuer ähnlich der Mahl- und Schlacht-Steuer bei dem 
Ein gange der Getränke in die Thore der Stadt zu erheben, 
wie diess in vielen Städten Frankreichs und Belgiens üblich ist 
und auch in einigen Städten der Rheinprovinz früher geschah ')■ 

Es ist diess von vielen Seilen insbesondere von der Rhein- 
provinz aus auch wirklich vorgeschlagen, und wir nehmen gar 
kein Bedenken zu erklären, dass wenn überhaupt einmal die 
Bewachung der Thore und die damit verbundene Hemmung des 
Verkehrs nicht sollte vermieden werden können, wir die Er- 
hebung einer Abgabe vom Wein und den Spirituosen viel 
eher für statthaft finden würde, als die bestehende von Mehl 
und Fleisch. 

Indessen hallen wir es für das Ziel der preussischen Fi- 
nanzverwaltung, alle innern Zolllinien, somit auch die Bar- 
rieren von den Thoren der Städte gänzlich zu entfernen. 
Wir machen daher auf eine Erhebungsform der Abgaben vom 
Verbrauch der Gelränke aufmerksam, welche die Bewachung der 
Thore nicht nöthig macht, in Frankreich in sehr grosser Aus- 
dehnung zur Anwendung kommt und. sehr beträchtliche Einnah- 
men abwirft: auf die Abgabe vom Detail'- Verkauf der Ge- 

1) Die Stadt Paris allein erhob schon vor 1830 durch eine Eingangs- 
steuer von geistigen Getränken die bedeutende Summe von 25,000,000 Frcs., 
wovon die Hälfte in die Staatskasse, die Hälfte in die Stadtkasse floss. Im 
Jahr 1850 wurde durch eine Eingangssteuer, welche zugleich die Stelle 
einer Verbrauchssteuer vertrat, in den volkreicheren Städten Frnakreichs 
erhoben : 

für die Staatskasse 25,289,000 Frcs. 

für die städtischen Kassen 26,655,000 Frcs. 

Zusammen also die bedeutende Summe von 51,914,000 Frcs. 

Das ist in runder Summe 15 Millionen Thaler. 

Vergleiche Audiffret: Systeme financier de la France. Tome I. p. 93 
und Tom. II. p. 145. 
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tränke nach einem Procentsatze ihres durchschnittlichen 
Werthes. Durch eine Abgabe von 10°/o des Werthes der im 
Detail verkauflen Gelränke wurde im Jahre 1850 von einer 
Quantität von 7,658,000 Hectolilre (d. i. 11 '/i M Hl. Eimer) eine 
Steuer von 20,865,000 Frcs. erhoben, also sehr nahe 3 Frcs. 
vom Hectolilre oder ungefähr 1 Fr. von einem Anker (ä 30 
Quart). Bei Gelegenheit einer von dem Finanzminister dem 
Grafen Chabrol-Crousol im Jahre 1829—30 veranlassten gründ- 
lichen Untersuchung des gesammten Finanzsystems Frankreichs 
wurde von den damit betrauten, erfahrenen und sachkundigen 
Männern der Vorschlag gemacht, das verwickelte, aus sehr ver- 
schiedenartigen Steuern zusammengesetzt System der Getränke- 
steuern durch eine einzige Steuer vom Detail- Verkauf und 
eine damit in Verbindung stehende Verbrauchsabgabe für die 
nicht aus öffentlichen Schankslätten entnommenen Getränke, al- 
lein zu. ersetzen, in der Ueberzeugung , durch dieselbe für den 
Staat eine Einnahme von 100 Mill. Frcs. beschaffen zu können. 
Dieser Vorschlag ist kürzlich von einem der kundigsten 
Finanzbeamten Frankreichs wiederholt, woraus man mindestens 
entnehmen kann, dass diese Abgabe einer bedeutenden Ent- 
wickelung fähig ist '). Um so weniger wird man bezweifeln 
können, dass es leicht sein würde, durch eine Abgabe vom 
Detail-Verkauf des Weines und der Spirituosen für die städ- 
tischen Kassen eine Summe von nur 1 bis l'/i Mill. Rthlr. zu 
erheben. 

Diese Steuerform empfiehlt sich zunächst dadurch , dass sie 
einem entbehrlichen Genussmittel auferlegt ist. Sie wird 
ferner von einer zahlungsfähigen Person, nämlich von dem 
Verkäufer geistiger Getränke und zwar erst dann erhoben, 
wenn derselbe die Abgabe nebst einem angemessenen Gewinn 
von den Konsumenten bereits eingezogen hat. Sie wird daher 
von den Konsumenten und zwar in dem A ugenblicke des 
Genusses getragen und trifft weder den Produzenten 
noch den Kaufmann. Sie legt endlich dem grossen Verkehr 



1) Cf. Rapport au Roi sur l'administration des finances du 15 mars 1830. 
Audiffret Tom. II. p. 142 ff. und die im Jahre 1854 erneuerten Vor- 
schlage des Verfassers ibidem Tom. I. p. 80 ff. 
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keine Fesseln an und vertheuert auch nicht den Verbrauch der 
Spirituosen zu technischen Zwecken. Allerdings macht 
sie eine ziemlich strenge Beaufsichtigung der öffentlichen 
Schenk stallen nolh wendig und mag für diese wie für die 
Gastwirlhe ziemlich unbequem sein. Indess kann diess mit der 
gegenwärtig zu tragenden Belästigung der Mühlenwerke, des 
Mehl- und Fleischhandels, ja des Marklverkehres zwischen der 
Stadt und der Umgegend und der ungerechten doppelten Be- 
steurung des halbemeiligen Bezirkes in keinen Vergleich gestellt 
werden. Es wird ohne Zweifel nothwendig sein, die Zahl der 
conzessionirten Schenkstälten zu beschränken und nicht ferner 
wie bisher zu gestatten, dass in jedem Materialladen, in jeder 
Frühstückstube und selbst in den Apotheken Spirituosen ver- 
abreicht werden. Indess würden wir in dieser Beschränkung 
des nun fast ungehinderten Vertriebes geistiger Getränke keinen 
grossen Schaden sehen. 

Wir bezweifeln nicht, dass durch die zunächst auf die 
städtischen Kassen begrenzte Anwendung dieser Steuerform 
der Staat eine finanzielle Hilfsquelle kennen lernen würde, de- 
ren Ausbildung und Benutzung bald für ihn selbst von grosser 
Bedeutung werden würde, so dass wir auch in dieser Beziehung 
von der Abschaffung der Mahl- und Schlachtsleuer nicht eine 
Abschwächung, sondern vielmehr eine Erstarkung und Be- 
festigung unseres Finanzsystems verhoffen '). 

1) Wir wissen sehr wohl, dass der practische Staatsmann bei der Er- 
örterung über die Verbesserung unseres Finanzsytems noch die bestehenden. 
Zollvereinsverträge zu berücksichtigen hat, und dass diese in ihrer 
gegenwärtigen Gestalt der Besteurung der Getränke, auch insofern dadurch 
nur der einhe iniische Verbrauch getroffen wird, mancherlei Hinder- 
nisse in den Weg legen. Indess glauben wir nicht zu irren, wenn wir 
annehmen, dass diese Beschränkungen grossentbeils auf Antrag der preus- 
sischen Regierung selbst in die Verlräge aufgenommen sind, und es dem 
Einfluss derselben auch sehr wohl gelingen dürfte, eine Modification der- 
selben herbeizuführen. Wenn es den eigentlichen Weinländern gestattet ist, 
eine innere Verbrauchsteuer vom Wein zu erheben, wenn Baiern sich die 
besondere Besteuerung des Bieres, Kurhessen die des Branntweins- Verbrauchs 
haben vorbehalten können , so wird es auch wohl Preussen gelingen , sich 
für die Erbebung ähnlicher Steuern die Hände wieder frei zu machen. 

Ueberhaupt glauben wir nicht, dass die Zollvereinsverträge die Freiheit 
Z«it»cbr. für SUatsw. 1856. U Heft. g 
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Fassen wir zum Schluss die gemachten Bemerkungen noch 
einmal zusammen, so ist zunächst anzuerkennen, dass die Ein- 
kommensteuer den von der Regierung bei dem Antrage auf 
ihre Einführung ausgesprochenen Erwartungen in finanzieller 
Hinsicht entsprochen und dieselben noch übertroffen hat, und 
dass ihre dauernde Aufnahme in unser Finanzsystem als eine 
wesentliche Verbesserung desselben anzusehen ist. Gleichwohl 
ist das Ziel, welches die Regierung sich bei dem ersten An- 



der Bewegung jedes Staates bei der Einrichtung seines Finanzwesens weiter 
beschränken sollten, als dies mit Rücksicht auf die Freiheit des Ver- 
kehres erforderlich erscheint. Das Recht, den Genuss seiner eigenen 
Unterthanen aus finanziellen Zwecken und in einer Form, welche dem all- 
gemeinen Verkehr keine Fesseln anlegt, zu besteuern, sollte jedem Staate 
ungeschmälert bleiben. Freilich sind auch niedrige innere V er brauchs- 
steuern den auswärtigen Staaten im Interesse des Absatzes ihrer Erzeng- 
nisse erwünscht. Allein diese Rücksicht wird durch die andere überwogen, 
keinen Staat in der seinen Verhältnissen entsprechenden Benutzung seiner 
Finanzquellen zu hemmen. Würde Preussen durch die Zollvercinsverträge 
genölliigt, die directen Steuern in einer Weise zu erhöhen, welche den 
Wohlstand seiner Unterthanen benachtheiligte, so würde dadurch dem Absatz 
des vereinsländischen Weines und Bieres nicht minder Eintrag geschehen — 
ganz abgesehen davon, dass der Eintritt eines solchen Zustandes in seinen 
weiteren Folgen den Bestand des ganzen Zollvereines bedrohen müsste. 
Ueberdiess beziehen sich die Vertragsbestimmungen nicht gleichmässig 
auf alle Gegenstände des inneren Verbrauchs. Unserer Ansicht nach Ver- 
stoss! es aber nicht nur gegen die Lehren der Wissenschaft, sondern auch 
— man verzeihe uns den Ausdruck — gegen die Begriffe des gesunden 
Menschenverstandes, die Besteuerung des Brotes, des Fleisches und des 
Salzes fast ohne alle Grenzen zu gestalten , und in wirklich drückender 
Höhe zu dulden, und dagegen der Besteurung der Spirituosen, des 
Weines und Täbacks so enge Grenzen zu ziehen, dass die angemessene 
finanzielle Ausbeutung dieser Steuerquellen dadurch unmöglich wird. Es ist 
nicht Sache der Wissenschaft, sich durch Rücksichten auf solche Verträge, 
deren Abänderung in den Willen der Zollvereinsregierungen gestellt ist, 
binden zu lassen. Es ist vielmehr einfach ihre Pflicht, denselben offen und 
entschieden entgegenzutreten. Für die Aufrechthaltung der angedeuteten 
Bestimmungen der Zollvereinsvcrträge lassen sich unseres Erachtens weder 
vom finanziellen noch vom staa t swirthschaf tlichen Standpunkte 
aus irgend erhebliche Gründe anführen. Den Standpunkt derjenigen aber, 
welche geistige Getränke geniessen und Taback rauchen, vorzugsweise zu 
vertreten, werden die Zollvereinsregierungen sicherlich nicht für ihre Auf- 
gabe halten. 
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Irage auf Einführung der Einkommensteuer gesteckt halte, noch 
nicht erreicht. Die Personalsteuer ist noch nicht im gan- 
zen Staate allgemein und gleicbmässig durchgeführt ; die 
Mahl- und Schlacht-Steuer ist noch nicht aufge hoben wor- 
den. Dieses Ziel darf nicht aus den Augen verloren werden. 
Damit es erreicht werde, muss zunächst die Einkommensteuer 
vervollkommt weiden , wozu noch in mehrfacher Beziehung, 
insbesondere aber in Hinsicht auf den Organismus der Ein- 
schätzungsbehörden und in Beziehung auf das Verfahren 
Veranlassung ist. Reicht die dadurch zu erzielende Mehrein- 
nahme nicht hin, um dem Staat den bei Vertauschung der Mahl- 
und Schlacht-Steuer mit der Klassensteuer zu erwartenden Etn- 
nahmeausfall erträglich zu machen , so wird die einstweilige 
Beibehaltung des bei der Klassen- und Einkommensteuer er- 
hobenen Zuschlags der Beibehaltung der Mahl- und Schlacht- 
steuer vorzuziehen sein. Um die Klassensteuer in den volk- 
reicheren Slädten sicher veranlagen zu können, empfiehlt es 
sich, den Unterschied der drei Hauptklassen derselben schärfer 
hervorzuheben und die Mitwirkung der Staatsbehörden bei der 
Veranlagung auf die Enlscheidung zu beschränken, welcher 
Hauptklasse ein Steuerpflichtiger angehöre , dagegen bei 
der Einrichtung von Unterstufen innerhalb jeder Hauplklasse 
und der Vertheilung der Steuerpflichtigen auf dieselben den 
Kommunal Ire hör den einen Spielraum zu selbständiger Thä- 
tigkeit einzuräumen, mit der Maassgabe, dass das aufzubringende 
Steuer-Soll sich lediglich nach der Zahl der Steuerpflichtigen 
in jeder Hauptklasse richtet, also von den Staatsbehör- 
den festgesetzt wird. 

Um bei der Aufhebung der Mahl- und Schlacht-Steuer 
(als Staats-Steuer) Störungen in dem Haushalt der Städte zu 
vermeiden, würde die Beibehaltung der Schlachtsteuer al- 
lein als einer städtischen Abgabe hinreichen. 

Auch diese würde erheblich ermässigt werden können, 
wenn man den Slädten gestattete, eine Eingangsabgabe von 
Wein und Spirituosen für ihre Rechnung zu erheben. Noch 
angemessener würde es sein, die völlige Aufhebung der 
Schlachtsteuer wie der Mahlsteuer und die gänzliche Beseitigung 

6 * 
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der Thorsperre durch die Einführung einer neuen Sleuerform, 
nämlich einer Abgabe vom Detailverkauf geistiger Ge- 
tränke möglich zu machen. 

Durch die Vervollkommnung und allgemeine Durchführung 
der Personalsteuer (Klassen- und Einkommensteuer zusammen- 
genommen) und durch die Einführung einer Abgabe vom De- 
tailverkauf der Getränke würde der Staat fruchtbarere Hilfsquellen 
gewinnen, als durch Aufhebung der Mahl- und Schlachtsteuer 
verlieren. Zugleich würde das preussische Finanzsystem von 
dem Vorwurf, unentbehrliche Lebensmittel durch Abgaben zu 
verlheuern, grossentheils und von dem Tadel einer ungleich- 
förmigen Belastung der städtischen und ländlichen Bevölkerung 
gänzlich befreit werden. 



